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I

(Mitteilungen)

KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

26. Februar 2003

(2003/C 47/01)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,0753

JPY Japanischer Yen 126,21

DKK Dänische Krone 7,428

GBP Pfund Sterling 0,6822

SEK Schwedische Krone 9,0996

CHF Schweizer Franken 1,4612

ISK Isländische Krone 84,09

NOK Norwegische Krone 7,6115

BGN Bulgarischer Lew 1,9545

CYP Zypern-Pfund 0,58096

CZK Tschechische Krone 31,584

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 244,29

LTL Litauischer Litas 3,4529

Währung Kurs

LVL Lettischer Lat 0,6221

MTL Maltesische Lira 0,4231

PLN Polnischer Zloty 4,1808

ROL Rumänischer Leu 35508

SIT Slowenischer Tolar 231,6325

SKK Slowakische Krone 41,871

TRL Türkische Lira 1742000

AUD Australischer Dollar 1,7757

CAD Kanadischer Dollar 1,6081

HKD Hongkong-Dollar 8,386

NZD Neuseeländischer Dollar 1,9084

SGD Singapur-Dollar 1,8661

KRW Südkoreanischer Won 1274,23

ZAR Südafrikanischer Rand 8,5694

___________
(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.
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Mitteilung der Kommission im Rahmen der Durchführung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates

(2003/C 47/02)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(Veröffentlichung der Titel und Fundstellen der im Rahmen dieser Richtlinie verabschiedeten harmonisierten Normen)

Europäische
Normungs-

organisa-
tion (1)

Fundstelle Titel der Norm

Beginn der Anwendung
als harmonisierte euro-
päische Norm im Sinne
des Artikels 4 Absatz 2
Buchstabe a) der Richt-

linie 89/106/EWG

Ende der Koexistenz-
periode (2)

CEN EN 12259-5:2002 Ortsfeste Löschanlagen — Bauteile für
Sprinkler- und Sprühwasseranlagen —
Teil 5: Strömungsmelder

1.7.2003 1.9.2005

CEN EN 13043:2002 Gesteinskörnungen für Asphalt und
Oberflächenbehandlungen für Straßen,
Flugplätze und andere Verkehrsflächen

1.7.2003 1.6.2004

CEN EN 13450:2002 Gesteinskörnungen für Gleisschotter 1.10.2003 1.6.2004

CEN EN 13986:2002 Holzwerkstoffe zur Verwendung im
Bauwesen — Eigenschaften, Bewertung
der Konformität und Kennzeichnung

1.4.2003 1.4.2004

CEN EN 1916:2002 Rohre und Formstücke aus Beton, Stahl-
faserbeton und Stahlbeton

1.8.2003 23.11.2004

(1) Europäische Normungsorganisationen:
— CEN: rue de Stassart/Stassartstraat 36, B-1050 Brüssel, Tel. (32-2) 550 08 11, Fax (32-2) 550 08 19 (www.cenorm.be);
— Cenelec: rue de Stassart/Stassartstraat 35, B-1050 Brüssel, Tel. (32-2) 519 68 71, Fax (32-2) 519 69 19 (www.cenelec.org);
— ETSI: 650, route des Lucioles, F-06921 Sophia Antipolis Cedex, Tel. (33-4) 92 94 42 12, Fax (33-4) 93 65 47 16 (www.etsi.org).

(2) Das Ende der Koexistenzperiode ist der Zeitpunkt, an dem die entgegenstehenden nationalen technischen Spezifikationen ungültig
werden. Danach muss die Konformitätsvermutung auf die harmonisierten europäischen Spezifikationen gegründet werden (harmo-
nisierte Normen oder Europäische Technische Zulassungen).
Die Übersetzungen der oben angeführten Titel wurden von CEN zur Verfügung gestellt. Sie entsprechen den „offiziellen“ Fassungen
der nationalen Normungsinstitute.

ANMERKUNG:

Auskunft über die Verfügbarkeit der Normen erteilen die europäischen und die nationalen Normungs-
gremien. Auskunft über die Verfügbarkeit der ETA-Leitlinien erteilen die EOTA und ihre Mitglieder.

Die Veröffentlichung der Fundstellen harmonisierter technischer Spezifikationen im Amtsblatt der Europäi-
schen Union bedeutet nicht, dass diese Spezifikationen in allen Sprachen der Gemeinschaft vorliegen.

Weitere im Rahmen der Bauprodukte-Richtlinie ausgearbeitete harmonisierte technische Spezifikationen
wurden in früheren Ausgaben des Amtsblatts der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. Eine aktuelle
und vollständige Liste findet sich im Internet auf dem Server Europa:

http://europa.eu.int/comm/enterprise/construction/internal/specdef/speclists.htm

DEC 47/2 Amtsblatt der Europäischen Union 27.2.2003



Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.3029 — Société Générale/AIHL Europe)

(2003/C 47/03)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 10. Februar 2003 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den oben genannten
angemeldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern als für mit dem Gemeinsamen Markt ver-
einbar zu erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung
(EWG) Nr. 4064/89 des Rates. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und
wird nach Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich

— auf Papier bei den Verkaufsstellen des Amtes für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Ge-
meinschaften (siehe letzte Umschlagseite);

— in Elektronikformat über die „CEN“-Version der CELEX-Datenbank unter der Dokumentennummer
303M3029. CELEX ist das EDV-gestützte Dokumentationssystem für Gemeinschaftsrecht.

Für mehr Informationen über CELEX-Abonnements wenden Sie sich bitte an folgende Stelle:

EUR-OP
Information, Marketing and Public Relations
2, rue Mercier
L-2985 Luxemburg
Tel.: (+352) 29 29-4 27 18, Fax: (+352) 29 29-4 27 09.

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.3031 — Burda/HDP/Catherine Nemo)

(2003/C 47/04)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 21. Februar 2003 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den oben genannten
angemeldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern als für mit dem Gemeinsamen Markt ver-
einbar zu erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung
(EWG) Nr. 4064/89 des Rates. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und
wird nach Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich

— auf Papier bei den Verkaufsstellen des Amtes für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Ge-
meinschaften (siehe letzte Umschlagseite);

— in Elektronikformat über die „CEN“-Version der CELEX-Datenbank unter der Dokumentennummer
303M3031. CELEX ist das EDV-gestützte Dokumentationssystem für Gemeinschaftsrecht.

Für mehr Informationen über CELEX-Abonnements wenden Sie sich bitte an folgende Stelle:

EUR-OP
Information, Marketing and Public Relations
2, rue Mercier
L-2985 Luxemburg
Tel.: (+352) 29 29-4 27 18, Fax: (+352) 29 29-4 27 09.

DE27.2.2003 Amtsblatt der Europäischen Union C 47/3



Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.3088 — Duferco/Sorral/Beautor)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(2003/C 47/05)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 19. März 2003 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1310/97 (2),
bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unternehmen Duferco Belgium
SA („Duferco“, Belgien), das zur Gruppe Duferco (Schweiz) gehört, erwirbt durch Aktienkauf die Kontrolle
im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der genannten Verordnung über die Gesamtheit der
Unternehmen Beautor SA („Beautor“, Frankreich) und Société Rhénane de Revêtements d'Acier Laminé
(„Sorral“, Frankreich), die bisher von Arcelor (Luxemburg) kontrolliert wurden.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Duferco: Stahlproduktion, Stahl- und Rohstoffhandel;

— Beautor und Sorral: Produktion und Vertrieb von Stahlprodukten.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass der angemeldete Zusammenschluss
unter die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich allerdings vor. Die Sache kommt für ein vereinfachtes Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der
Kommission über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung
(EWG) Nr. 4064/89 des Rates (3) in Frage.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Telefax (Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder
auf dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.3088 — Duferco/Sorral/Beautor, an folgende
Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission,
Generaldirektion Wettbewerb,
Direktion B — Task Force Fusionskontrolle,
J-70,
B-1049 Brüssel.

DEC 47/4 Amtsblatt der Europäischen Union 27.2.2003

(1) ABl. L 395 vom 30.12.1989, S. 1; Berichtigung: ABl. L 257 vom 21.9.1990, S. 13.
(2) ABl. L 180 vom 9.7.1997, S. 1; Berichtigung: ABl. L 40 vom 13.2.1998, S. 17.
(3) ABl. C 217 vom 29.7.2000, S. 32.



MITTEILUNG DER KOMMISSION

Verbesserung der wissenschaftlichen und technischen Gutachten für das Fischereimanagement der
Gemeinschaft

(2003/C 47/06)

1. ZUSAMMENFASSUNG

Die Gemeinschaft muss die gemeinsame Fischereipolitik auf
fundiertere und aktuellere wissenschaftliche Gutachten stützen
und dadurch für eine solidere wissenschaftliche Untermauerung
sorgen als bisher. Den verstärkten Anforderungen, die damit an
Wissenschaftler und die bestehenden wissenschaftlichen Ein-
richtungen gestellt werden, sind letztere nicht gewachsen. Wis-
senschaftsbasis und Wissenschaftsapparat müssen daher drin-
gend ausgebaut werden.

Die Kommission sieht vor allem zwei Ansatzpunkte für Ver-
besserungen.

Zum einen sollte die Rolle regionaler wissenschaftlicher Orga-
nisationen als Foren für internationale Wissenschaft, Methoden-
entwicklung, Bestandserhebungen und langfristige Strategie-
empfehlungen für ein Jahr oder mehr noch weiter gestärkt
werden. Die Gemeinschaft sollte zu diesem Zweck die Beiträge
der Mitgliedstaaten zu regionalen wissenschaftlichen Organisa-
tionen besser koordinieren.

Zum anderen muss die Gemeinschaft über eigene wissenschaft-
liche Beratungskapazitäten verfügen, die ergänzend zum vor-
handenen Angebot auf nationaler Ebene kurzfristig bestands-
kundliche Empfehlungen ausarbeiten können.

In der vorliegenden Mitteilung wird aus Sicht der Kommission
erläutert, warum wissenschaftliche Gutachten so wichtig sind
und welchen Ansprüchen sie im Hinblick auf die vorgeschla-
gene neue GFP künftig genügen müssen. Verbesserungsvor-
schläge werden unter zwei Aspekten unterbreitet: Verbesserung
von Effizienz und Koordinierung beratender Tätigkeiten sowie
Stärkung und Ausbau der wissenschaftlichen Einrichtungen, die
Gutachten vorlegen. Die Kommission schlägt eine kurzfristige
Lösung vor, um Inhalt und Verfügbarkeit der Gutachten zu
verbessern, und entwickelt dann Optionen, wie über neue in-
stitutionelle Vereinbarungen ein soliderer und dauerhafterer
Rahmen zur längerfristigen Verwirklichung dieses Ziels ge-
schaffen werden kann. Nach der Erörterung dieses Konzepts
im Rat und im Parlament werden 2003 ausführlichere Vor-
schläge erarbeitet.

2. WAS HABEN WISSENSCHAFTLICHE GUTACHTEN MIT
POLITIK ZU TUN?

Nachhaltigkeit und biologisches Risiko stehen mittlerweile im
Mittelpunkt der Fragen, mit denen sich das Fischereimanage-
ment befassen muss. Die Herausforderungen im europäischen
Fischereimanagement haben den Bedarf an aktuellen wissen-
schaftlichen Einschätzungen und Empfehlungen entscheidend
wachsen lassen. Außerdem hat der stärkere Rückgriff auf wis-
senschaftliche Daten als wesentliche Basis für die Identifizie-
rung und Bewältigung von Problemen deutlich gemacht, an
welcher Stelle Gutachten noch klarer, zuverlässiger und glaub-
würdiger werden müssen. Folgende Hauptmängel werden im
Zusammenhang mit wissenschaftlichen Gutachten beanstandet:

— Daten: Unsicherheiten hinsichtlich der Datenverfügbarkeit
und besonders der Genauigkeit von Fangdaten haben Fra-
gen in Bezug auf die Glaubwürdigkeit der auf diese Daten
gestützten Gutachten aufgeworfen und damit die Glaubwür-
digkeit der Gutachten selbst gesenkt.

— Transparenz: fehlende Nachprüfungsverfahren im öffent-
lichen Bereich haben mitunter den Eindruck entstehen las-
sen, dass Gutachten von einem exklusiven Zirkel erstellt
werden und sich hinter dieser fehlenden Öffnung grund-
sätzliche Schwächen der Wissenschaft verbergen könnten.

— Zeitfaktor: die bestehenden Beratungssysteme sind nicht
darauf ausgerichtet, auf drängende Managementfragen eine
rasche Antwort zu liefern und werden dieser Aufgabe mit-
hin auch nicht wirklich gerecht. Da die heutigen Bestands-
erhaltungsmaßnahmen aber meist dringend sind und folg-
lich rasch umgesetzt werden müssen, werden wissenschaft-
liche Gutachten gebraucht, die umfassender und detaillierter
sind und gleichzeitig geeignet, auf Managementprobleme
rasch zu reagieren.

— Inflexibilität: die Annahme standardisierter Kriterien für die
Erstellung von Fischereigutachten hat die einheitliche Aus-
arbeitung von Gutachten für verschiedene Fischereien deut-
lich gefördert, aber besonderen Aspekten, die spezifische
Fischereiprobleme betreffen, wurde nicht immer angemes-
sen Rechnung getragen.

In letzter Zeit hat sich gezeigt, dass die derzeitigen Verfahren
nicht oder nur sehr eingeschränkt geeignet sind, die erforder-
lichen und für Manager wirklich hilfreichen Gutachten hervor-
zubringen, und alle Beteiligten sind sich einig, dass hier drin-
gend Handlungsbedarf besteht. Eine Reformierung der wissen-
schaftlichen Beratung ist daher entscheidender Bestandteil der
Reform der gemeinsamen Fischereipolitik. Die Kommission ist
der Überzeugung, dass die Ursachen für die Mängel des der-
zeitigen Systems geklärt und aktiv Lösungen gesucht werden
müssen. Mögliche Ansätze für Verbesserungen wären:

— eine stärkere Verpflichtung der Mitgliedstaaten, zuverlässige
Fischereidaten bereitzustellen;

— eine bessere Abstimmung bei der Festsetzung von Prioritä-
ten und der Organisation fischereiwissenschaftlicher und
-gutachterlicher Tätigkeiten;

— eine Aufstockung der verfügbaren wissenschaftlichen und
technischen Mittel.

Die Kommission ist vorrangig für die Durchführung der ge-
meinsamen Fischereipolitik nach Maßgabe einschlägiger wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und den Grundsätzen einer guten
Bestandserhaltung zuständig, verfügt aber selbst kaum über das
erforderliche wissenschaftliche Fachwissen. Stattdessen ist sie
auf die Hilfsquellen angewiesen, die die Mitgliedstaaten in
den wissenschaftlichen Beratungsgremien zur Verfügung stel-
len. Dieses Missverhältnis zwischen Verantwortung und eige-
nen Ressourcen muss berichtigt werden.

DE27.2.2003 Amtsblatt der Europäischen Union C 47/5



3. BEDARF UND ANFORDERUNGEN DER GEMEINSCHAFT AN
FISCHEREIGUTACHTEN

Auch im Rahmen der vorgeschlagenen neuen Rahmenverord-
nung zur Durchführung der gemeinsamen Fischereipolitik ist es
Aufgabe der Kommission, Vorschläge für Gemeinschaftsmaß-
nahmen zur Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischereires-
sourcen, Regeln für den Zugang zu Gewässern und Ressourcen,
strukturpolitische Maßnahmen und die Steuerung der Flotten-
kapazitäten, Kontrollvorschriften und Sanktionen, Aquakultur,
die gemeinsame Marktorganisation und internationale Bezie-
hungen auszuarbeiten. Die Entscheidungsfindung muss auf
der Grundlage solider wissenschaftlicher Gutachten erfolgen
und rechtzeitig Ergebnisse erbringen. Angesichts der zentralen
Rolle der Kommission bei der Konzipierung und der Über-
wachung der korrekten Durchführung dieser Politik ist es
von entscheidender Bedeutung, dass sie zum richtigen Zeit-
punkt auf das richtige Fachwissen zurückgreifen kann.

Die Hauptmerkmale der von der Kommission benötigten Gut-
achten sind nachstehend beschrieben:

3.1 Allgemeine Grundsätze

Bestandserhaltungs- und Bestandsbewirtschaftungsmaßnahmen
sollten sich auf wissenschaftliche Gutachten von hoher Qualität
stützen. Die wissenschaftlichen Untersuchungen sollten alle ein-
schlägigen Aspekte berücksichtigen, insbesondere die Wechsel-
beziehungen zwischen Fischerei, Beständen und Ökosystem,
und biologische, technische, ökologische, wirtschaftliche und
soziale Faktoren einschließen. Sie sollten ferner die Genauigkeit
der verfügbaren Ergebnisse einkalkulieren (d. h. Unsicherheiten
ausschließen oder angemessen berücksichtigen).

Gutachten sollten objektiv und unparteiisch sein, auf den neu-
esten anerkannten wissenschaftlichen Methoden beruhen, recht-
zeitig vorliegen sowie problemlos verfügbar und gut verständ-
lich sein. Bei der Auswahl der Kriterien sollte dem Vorsor-
geansatz Rechnung getragen werden.

Gutachten sollten Empfehlungen über die Richtung künftiger
Maßnahmen enthalten (gleichzeitig aber auch darauf eingehen,
mit welchen Folgen zu rechnen ist, wenn eine andere Richtung
eingeschlagen wird). Sie können sich auf formale Analysen,
Sachverständigenmeinungen oder beides stützen. Allerdings
muss Transparenz gewährleistet sein und aus dem Gutachten
deutlich hervorgehen, wann auf Sachverständigenmeinungen
und wann auf Zahlenanalysen zurückgegriffen wird. Ebenfalls
eingegangen werden sollte auf die Folgen und Risiken alterna-
tiver Optionen.

Für die Erstellung wissenschaftlicher Gutachten sollten öffent-
liche Verfahren gelten, und die einschlägigen wissenschaftlichen
Aspekte sollten von unabhängigen wissenschaftlichen und tech-
nischen Sachverständigen überprüft werden. Gutachten sollten
generell so abgefasst werden, dass sie einer öffentlichen Prüfung
standhalten. Konsultationsmechanismen sollten unter gebüh-
render Berücksichtigung von Kosten und Nutzen und in ange-
messenem Verhältnis zur Aufgabenstellung entwickelt werden.

Im Rahmen der Sachzwänge guter wissenschaftlicher Praxis
sollten Gutachten anwendbar sein, d. h. sie sollten mit mög-

lichst wenig Auslegung oder zusätzlicher Bewertung umgesetzt
werden können.

Gutachten sollten ferner unter weitreichender wissenschaftli-
cher Beteiligung erstellt werden und mehrere alternative Inter-
pretationen der verfügbaren Informationen gleichberechtigt zu-
lassen.

3.2 Bestandserhaltung und Bestandsbewirtschaftung

3.2.1 Kurzfristig ausgelegte Gutachten

Kurzfristig werden für die Festsetzung von Fangmengen und
Fischereiaufwand in angemessener Höhe Gutachten benötigt,
um die längerfristigen Zielsetzungen zu erreichen. Solche Gut-
achten müssen Auskunft geben über:

— die Lage der Fischbestände und das biologische Risiko ihrer
Befischung;

— die Lage von Populationen nicht marktgängiger Arten und
von Habitaten und die Auswirkungen des Fischfangs hie-
rauf;

— das nachhaltige Gleichgewicht zwischen Fischerei und Be-
ständen;

— das Auftreten verschiedener Arten, die gemeinsam gefangen
werden;

— die Vermeidung von unnötigen Fängen und Rückwürfen.

3.2.2 Langfristig ausgelegte Gutachten

Die Kommission hat vorgeschlagen, dass die Gemeinschaft für
verschiedene Fischereien mehrjährige Bewirtschaftungsstrate-
gien entwickelt (1). Diese Pläne sollten, soweit erforderlich, für
die Wiederauffüllung der Bestände sorgen sowie Zielwerte und
Bestandsregeln für das Fischereimanagement vorgeben. Wissen-
schaftliche Gutachten werden gebraucht, um die Folgen alter-
nativer Bewirtschaftungsstrategien für Bestände und Fischereien
zu untersuchen.

Wichtig sind darüber hinaus Studien, die einen Zusammenhang
zwischen der Kapazität der Fischereifahrzeuge und der hier-
durch verursachten fischereilichen Sterblichkeit herstellen, um
entscheiden zu können, welche Flottenkapazität mit der nach-
haltigen Nutzung der Bestände vereinbar ist.

Die gemeinsame Fischereipolitik sollte beim Fischereimanage-
ment zu einem ökosystem-orientiertem Ansatz übergehen. Dies
bedeutet, dass die langfristigen Folgen der Fischerei für Aufbau
und Funktionsweise der marinen Ökosysteme untersucht wer-
den müssen.

Die Zuteilung von Fangmöglichkeiten und Zugangsrechten ist
eine politische und keine wissenschaftliche Entscheidung.
Wenn die betreffenden Bestände grenzüberschreitend in meh-
reren Wirtschaftszonen vorkommen, werden Wissenschaftler
aber häufig gebeten, Informationen über die Verteilung, die
Biomasse sowie die räumliche und zeitliche Ausdehnung von
Fischwanderungen zu liefern.
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3.3 Überwachung und Kontrollen

Für Kontrollmaßnahmen werden auch weiterhin wissenschaft-
liche und technische Fachberatungen nötig sein. So wurden
z. B. vor kurzem Rechtsvorschriften über die vorgeschriebene
Garnstärke für Netze angenommen. Die zur Messung dieser
Garnstärke erforderliche Technik mag zwar nicht kompliziert
sein, setzt aber umfangreiche methodische Arbeiten voraus.
Auch bei der Durchsetzung von Hygiene- und Gesundheitsvor-
schriften muss mitunter auf Fachkenntnisse über die Verteilung
der Fischbestände zurückgegriffen werden, wenn es um die
Verteilung von Schadstoffen wie etwa Dioxin geht.

3.4 Internationale Verhandlungen

Die Kommission ist zuständig für die Aushandlung von Fische-
reiabkommen, die Zugang zu den überschüssigen Fischbestän-
den in Drittlandgewässern einräumen, und die Bedingungen,
unter denen Gemeinschaftsschiffe in Gebieten fischen dürfen,
in denen die Bestandserhaltungsmaßnahmen regionaler Fische-
reiorganisationen gelten. Die Gemeinschaft sollte sich dafür
einsetzten, dass die internationale Zusammenarbeit gefördert
und gestärkt wird, und sich auch außerhalb der Gemeinschafts-
gewässer ebenso engagiert wie in ihren eigenen Gewässern um
eine nachhaltige und verantwortungsvolle Fischerei bemühen.

Mit Annahme des Verhaltenskodex für verantwortungsvolle Fi-
scherei hat sich die Europäische Gemeinschaft verpflichtet, die
„Forschungskapazitäten der Entwicklungsländer unter anderem
in den Bereichen der Datenerhebung und -analyse, Information,
Wissenschaft und Technologie, Entwicklung der menschlichen
Ressourcen sowie Bereitstellung von Forschungseinrichtungen
(zu fördern und zu verbessern), um diesen eine wirksame Be-
teiligung an der Erhaltung, Bewirtschaftung und nachhaltigen
Nutzung der lebenden aquatischen Ressourcen zu ermögli-
chen“ (1).

3.4.1 Regionale und bilaterale Fischereiabkommen

Jede Form von Fischereiübereinkunft setzt die umfangreiche
Mitwirkung von wissenschaftlichen Mitarbeitern voraus, um
in verschiedenen Fällen Bestandserhaltungsmaßnahmen auf-
einander abzustimmen, die Beiträge von Wissenschaftlern der
Gemeinschaft zu regionalen Fischereiorganisationen zu koor-
dinieren und beim Entwurf von Fischereiabkommen sowie
der Aushandlung von Fangmöglichkeiten fachliche Unterstüt-
zung zu gewähren.

3.4.2 Wissenschaftliche Zusammenarbeit in Bezug auf Gutachten
zur Bestandsbewirtschaftung in Drittländern

Wissenschaftliche Gutachten über die Bestandslage und die Fol-
gen des Fischfangs für die aquatischen Ökosysteme in Dritt-
ländern, an denen die Gemeinschaft Interesse hat, sollten vor-
wiegend von Wissenschaftlern des betreffenden Landes und
einschlägigen regionalen Organisationen erstellt werden. In Ent-
wicklungsländern (und besonders AKP-Staaten) jedoch reichen
die verfügbaren wissenschaftlichen Informationen vielleicht
nicht aus, um entscheiden zu können, ob es überschüssige

Fangmengen gibt, über deren Nutzung im Einklang mit dem
Seerecht ein Abkommen geschlossen werden könnte. Oder es
gibt politische Gründe, die verfügbaren wissenschaftlichen In-
formationen nicht unbedingt zu nutzen. Bei unzureichender
wissenschaftlicher Basis ist es Aufgabe der Gemeinschaft und
ihrer Mitgliedstaaten, gemeinsam mit den Partnerländern die
erforderlichen Strukturen aufzubauen, damit besagte Entwick-
lungspartnerländer in die Lage versetzt werden, ihre eigenen
Ressourcen zu analysieren, wissenschaftliche Erkenntnisse zu
sammeln und wissenschaftliche Gutachten zu erstellen bzw.
auszuwerten. Derartige Maßnahmen sind unabdingbare Voraus-
setzung für ein Fischereimanagement, das eine nachhaltige Nut-
zung der aquatischen Ökosysteme gewährleistet.

Die AKP-Vision für eine nachhaltige Entwicklung (2) setzt einen
aktuellen Rahmen zur Stärkung der Forschungs- und Verwal-
tungskapazitäten für erneuerbare natürliche Ressourcen. Eine
wichtige Rolle spielt in diesem Zusammenhang der Ausbau
der wissenschaftlichen Kapazitäten der Gemeinschaft für Öko-
system- und Ressourcenanalysen.

3.5 Aquakultur

Die Gemeinschaft muss für die Aquakultur nicht dieselben Re-
gulierungs- und Überwachungsaufgaben wahrnehmen wie im
Bereich der Fangfischerei, ist aber zuständig für Fragen des
Umweltschutzes, der Gesundheit von Mensch und Tier, für
wirtschaftliche Fragen und artgerechte Tierhaltung. Zu diesen
Aspekten der Aquakulturproduktion müssen häufig wissen-
schaftliche und technische Gutachten eingeholt werden.

Gewöhnlich werden solche Gutachten von externen Sachver-
ständigen erstellt, vor allem wenn wissenschaftliche Gutachten
ad hoc angefordert werden. In einigen Bereichen kann die
Kommission auf spezifische Ausschüsse zurückgreifen (ins-
besondere bei Hygiene- und Veterinärfragen). Es gibt jedoch
keinen wissenschaftlichen Ausschuss, der sich mit den Umwelt-
folgen und der wirtschaftlichen Bedeutung der Aquakultur be-
schäftigt.

Sichergestellt werden sollte auch die systematische Erhebung
von Produktions-, Markt- und Preisdaten zur Aquakultur. Die
Informationen, die im Rahmen der Ratsverordnung über die
Vorlage von Statistiken über die Aquakulturproduktion durch
die Mitgliedstaaten bereit gestellt werden, erfüllen diesen Zweck
nicht ausreichend.

3.6 Soziale und wirtschaftliche Dimension von Fischerei-
management und Strukturpolitik

Wissenschaftliche Gutachten befassen sich derzeit hauptsäch-
lich mit fischerei- und meeresbiologischen Aspekten, während
es über die sozialen und wirtschaftlichen Folgen alternativer
Bewirtschaftungsstrategien kaum Untersuchungen gibt, ob-
gleich inzwischen für die ökonomische Bewertung der Ressour-
cenbewirtschaftung ein solider theoretischer Unterbau existiert
und die Manager unbedingt auch über die sozialen und wirt-
schaftlichen Folgen ihrer Maßnahmen unterrichtet sein müssen.
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Solche Gutachten werden hauptsächlich deshalb nicht erstellt,
weil die hierzu erforderlichen, EU-weit standardisierten Daten
fehlen.

Mit der systematischen Zusammenstellung wirtschaftlicher Fi-
schereidaten auf Gemeinschaftsebene beginnen die Mitgliedstaa-
ten im Jahr 2004 (siehe 4.1). Sobald diese Datenerhebung ein-
gerichtet ist, wird die Kommission die Menge, die Qualität und
den Erfassungsbereich der betreffenden Daten prüfen. Es ist zu
regeln, dass langfristig und routinemäßig Analysen durch-
geführt und diese Analysen in die Gutachten einfließen, die
der Gemeinschaft zur Fischerei vorgelegt werden.

4. DERZEITIGE VERFAHREN ZUR VORLAGE VON WISSEN-
SCHAFTLICHEN GUTACHTEN

In diesem Abschnitt wird beschrieben, wie Manager derzeit an
wissenschaftliche Informationen und Gutachten gelangen. Der
Prozess verläuft in drei Phasen: zunächst Sammlung von Daten
und Informationen, dann Analyse und Auswertung und
schließlich die Erstellung des Gutachtens auf der Grundlage
dieser Analyse. Die Gutachten werden dann diskutiert.

4.1 Datenerhebung

Aus Gründen des Bestandsschutzes mussten niedrigere Fang-
quoten festgesetzt werden, während gleichzeitig die Fangkapa-
zitäten durch eine höhere Effizienz der Fischereifahrzeuge stie-
gen und die wirtschaftliche Notwendigkeit zunahm, Fisch zu
fangen, um die Investitionen zurückzahlen zu können. Bei die-
ser Diskrepanz war die Versuchung für Berufsfischer groß, sehr
viel mehr Fisch als die nach der Quotenregelung zulässigen
Mengen zu fangen. Die von den Mitgliedstaaten verhängten
Strafen erwiesen sich durchwegs als nicht abschreckend genug,
um eine allgemeine Überfischung der Quoten zu verhindern.
Aus diesem Grund ist die Genauigkeit der Fangschätzungen in
den letzten Jahren deutlich zurückgegangen, worunter Zuver-
lässigkeit und Glaubwürdigkeit der wissenschaftlichen Gutach-
ten gelitten haben.

Die Gemeinschaft hat für die Erhebung der für die gemeinsame
Fischereipolitik benötigten Daten mehr Verantwortung über-
nommen. Während die Datenerhebung bisher ausschließlich
Aufgabe der Mitgliedstaaten war und nur punktuell von der
Gemeinschaft finanziell gefördert wurde, wurden inzwischen
von der Gemeinschaft Programme verabschiedet, die eine stär-
kere Zusammenarbeit und Koordinierung bei der Datenerhe-
bung nach einheitlichen Verfahren und Kriterien garantieren
sollen.

Nach der Verordnung (EG) Nr. 1543/2000 des Rates (1) obliegt
es den Mitgliedstaaten, fischereibezogene und fischereifremde
Daten zu sammeln und standardisierte Datenbanken zur Spei-
cherung biologischer und wirtschaftlicher Informationen ein-
zurichten.

Wenngleich nach den neuen Verfahren mehr Daten gesammelt
werden dürften, da Erhebungen und biologische Probenahmen

in sehr viel größerem Umfang durchgeführt werden, können
solche Verbesserungen doch nicht die durch unsichere Fang-
daten verursachte Unsicherheit ausgleichen.

Aufgrund der großen Bedenken hinsichtlich der Genauigkeit
offizieller Statistiken mussten Fischereiwissenschaftler häufig
auf unabhängige Methoden zur Einschätzung der Fangmengen
zurückgreifen. Solange die Mengen auch weiterhin über Fang-
meldungen nur ungenau erfasst werden, wird auch weiterhin
Bedarf an solchen unabhängigen Schätzmethoden bestehen.

Probleme gibt es auch bei der Sammlung wirtschaftlicher Daten
zur Aquakultur und zur Fischverarbeitung; in der Verordnung
(EG) Nr. 1543/2000 ist nur die Verarbeitungsindustrie berück-
sichtigt und die Erhebung entsprechender Daten erst ab 2006
obligatorisch. Statistiken im Bereich der Aquakultur beschrän-
ken sich auf die Erhebung von Produktionsdaten im Rahmen
der Verordnung (EG) Nr. 788/96 des Rates. Da sie gegenwärtig
nicht auf zuverlässige Daten zurückgreifen kann, ist es der
Kommission nicht möglich, die Lage der Aquakultur und der
Verarbeitungsunternehmen wirksam zu überwachen oder über-
schüssige Produktionskapazitäten zu kontrollieren, wie in Ver-
ordnung (EG) Nr. 2792/99 gefordert.

4.2 Wissenschaftliche und technische Analysen und Er-
stellung von Gutachten

Die wissenschaftlichen Analysen, auf die sich die Gutachten
gründen, werden in der Regel in Zusammenarbeit zwischen
nationalen Fischereiforschungsinstituten durchgeführt. Durch
diese Zusammenarbeit wird sichergestellt, dass die Gutachten
hohen Ansprüchen von Integrität und Unparteilichkeit entspre-
chen und nach internationalen wissenschaftlichen Grundsätzen
erstellt werden.

Nachstehend sind einige der wichtigeren Mechanismen für die
Ausarbeitung von Gutachten zusammengefasst.

4.2.1 Institutionelle Regelungen auf internationaler Ebene

Wissenschaftliche und technische Gutachten werden meistens
von den Mitarbeitern nationaler Fischereiforschungsanstalten
ausgearbeitet, die gewöhnlich von den nationalen Regierungen
finanziert werden. Ihr Aufgabenbereich erstreckt sich gewöhn-
lich auf die Meereswissenschaften (einschließlich chemischer
und physischer Ozeanografie, Ökosystem-Untersuchungen),
auf Kontrollen (Lebensmittelqualität, Kontaminierung und Ver-
schmutzung) sowie auf Einschätzungen und Empfehlungen zur
Fischerei. Gutachten werden mitunter auch von Nichtregie-
rungsstellen (z. B. Universitäten) angefordert.

Die Tätigkeiten dieser Institutionen und die Dienstleistungen,
die sie für nationale Verwaltungen erbringen, waren in den
letzten Jahren Gegenstand formeller Vereinbarungen. Hiernach
wird anerkannt, dass wissenschaftliche Gutachten und For-
schung in der Fischerei zu bezahlende Tätigkeiten sind, die
nach genau festgelegten Leitlinien verwaltet werden.
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Dies bedeutet, dass die nationalen Forschungsanstalten bei der
Anforderung zusätzlicher Gutachten durch Fischereimanager
ihren Mitarbeiterstab entweder übermäßig strecken oder Mit-
arbeiter von anderen Tätigkeiten abziehen mussten (für die
möglicherweise vertragliche Verpflichtungen existierten), um
diesen Anfragen genügen zu können. Dies war zum Beispiel
häufig der Fall, wenn Fischereimanager der Gemeinschaft di-
rekte ergänzende Anfragen an den ICES gerichtet haben.

Die Situation ist für beide Seiten äußerst unbefriedigend. Die
nationalen Institute müssen sich bemühen, Expertenanfragen
nachzukommen, ohne auf den betreffenden Prozess wirklich
Einfluss nehmen zu können und ohne dafür bezahlt zu werden.
Gleichzeitig verfügt die Kommission nicht über eigene Ressour-
cen, um die dringenden Fragen, für die sie direkt zuständig ist,
klären zu können.

In einigen regionalen Fischereiorganisationen (z. B. der Inter-
amerikanischen Kommission für Tropischen Thunfisch) werden
Datenerhebung, wissenschaftliche Forschung und Bestands-
abschätzung von wissenschaftlichen Mitarbeitern der Organisa-
tionen selbst durchgeführt. Andere Institutionen verfügen über
ein wissenschaftliches Sekretariat mit fest angestellten Mitarbei-
tern, um die Arbeit der Wissenschaftler in den nationalen For-
schungsanstalten zu unterstützen.

Die verschiedenen regionalen Fischereiorganisationen haben
mit einer Reihe gemeinsamer Probleme zu kämpfen:

— die Zahl der Tagungen und Ausschüsse nimmt ständig zu;

— es gibt zu wenig Wissenschaftler aus der Gemeinschaft, die
an den Arbeiten teilnehmen und wirksame Beiträge leisten;

— die Organisationen hängen von dem guten Willen der Mit-
gliedstaaten ab, wissenschaftliches Fachwissen zur Ver-
fügung zu stellen;

und in einigen Fällen

— sind andere Länder nicht in der Lage, zu bestimmten re-
gionalen Fischereiorganisationen beizutragen.

4.2.2 Gutachten für nationale Verwaltungen

Die nationalen Fischereiforschungsanstalten führen eigene For-
schung durch, wirken in internationalen Beratungs- und Wis-
senschaftsgremien mit und übernehmen bestimmte Über-
wachungsaufgaben. Sie erstellen ferner zu Fragen, die die Inte-
ressen der Fangflotten ihres Landes berühren, Gutachten für die
nationalen Verwaltungen.

Die nationalen Forschungsanstalten werden weitgehend aus
staatlichen Mitteln finanziert, und zwischen ihnen und der
Stelle, die ein Gutachten anfordert, besteht eine klare Verbin-

dung. Dies trifft auf die nachstehend beschriebenen Mechanis-
men nicht zu.

4.2.3 Zusammenarbeit im Rahmen des Internationalen Rates für
Meeresforschung (ICES)

Wissenschaftler aus den Mitgliedstaaten arbeiten im ICES zu-
sammen, um für zahlreiche Fischbestände im Nordostatlantik
Bestandsabschätzungen vorzunehmen und Fischereigutachten
zu erstellen. Diese Organisation wurde 1902 mit dem Ziel
gegründet, Forschungsaktivitäten im Zusammenhang mit dem
Meer und den lebenden Meeresschätzen zu fördern, zu koor-
dinieren und die Ergebnisse zu veröffentlichen. Im Anschluss
an eine Reihe internationaler Tagungen wurde dem ICES auch
die Aufgabe übertragen, für drei internationale Fischereikom-
missionen und für die Europäische Gemeinschaft Gutachten zu
Fischbeständen und Fischereien zu erstellen.

Der ICES dient den nationalen Fischereiforschungsanstalten der
Mitgliedstaaten sowie anderer Staaten in diesem Gebiet als Fo-
rum, um ihre Mittel zur Bewältigung gemeinsamer Probleme
zusammenzufassen und sich zu Fragen des Fischereimanage-
ments auf einen gemeinsamen Standpunkt zu einigen. Der
ICES umfasst verschiedene Arbeitsgruppen und beratende Aus-
schüsse, deren Mitglieder Wissenschaftler der mitwirkenden
Länder sind. Die Arbeitsgruppen erstatten den beratenden Aus-
schüssen Bericht, die ihrerseits die Gutachten erstellen.

Der ICES hat seine Effizienz und Glaubwürdigkeit bei der Ent-
wicklung der Wissenschaften und der Vorlage jährlicher Gut-
achten über angemessene Fangmengen für die einzelnen Be-
stände immer wieder unter Beweis gestellt. Er hat das Konzept
eines wissenschaftlich begründeten Fischereimanagements äu-
ßerst erfolgreich vertreten. Inzwischen jedoch übersteigt die
Nachfrage nach Fischereigutachten die Möglichkeiten des
ICES (1). Dies lässt sich zum Teil an der wachsenden Zahl spezi-
fischer Anfragen ablesen (d. h. zusätzlich zu den routinemäßig
vorgelegten Gutachten), die die Kommission an den ICES rich-
tete, und die jeweilige Antwort des ICES (2).

Die Bereitstellung von ICES-Gutachten liegt in Händen der Fi-
schereiforschungsanstalten der Mitgliedstaaten. Die Anforde-
rung von Gutachten dagegen steuert die Kommission im Na-
men der Gemeinschaft, die sich auf diese Gutachten stützt. Das
Organ, das die Gutachten anfordert, hat kaum Möglichkeiten,
zu diesem Prozess beizutragen, während eine Fischereifor-
schungsanstalt nicht unbedingt das Interesse der Gemeinschaft
teilt, zur Klärung einer von der Gemeinschaft aufgeworfenen
Frage wissenschaftliche Mitarbeiter abzustellen. Dies kann dazu
führen, dass der fischereilichen Beratung innerhalb des ICES
relativ geringe Priorität eingeräumt wird.
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Die Gemeinschaft ist, was für eine mit Fischerei befasste regio-
nale Organisation außergewöhnlich ist, nicht Mitglied des ICES.
Es erscheint anomal, dass die Gemeinschaft für Fragen der
Bestandserhaltung und Bestandsbewirtschaftung zuständig ist,
aber keinen Anteil an der Planung und der Entscheidungsfin-
dung des ICES hat, bei der die Grundlagen für Fischereigut-
achten und Bestandsabschätzungen gelegt werden.

4.2.4 Gutachten für Nicht-EU-Gewässer

In anderen Gebieten als dem Nordostatlantik erfolgt die Bereit-
stellung von Fischereigutachten in der Regel nach vergleich-
baren Mechanismen: wissenschaftliche Untersuchungen und
Empfehlungen unter Mitwirkung von Wissenschaftlern nationa-
ler Forschungsanstalten in wissenschaftlichen Arbeitsgruppen,
die zu diesem Zweck von regionalen Fischereiorganisationen
(NAFO, ICCAT, CCAMLR, GFCM) eingesetzt werden (1). Gene-
rell lassen sich im Vergleich zum ICES jedoch zwei Unter-
schiede feststellen. Zum einen werden Fischereigutachten in
diesen Foren innerhalb der für das Fischereimanagement zu-
ständigen Organisation selbst erstellt. Zum anderen ist nach
der Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen der Gemeinschaft
und ihren Mitgliedstaaten die Gemeinschaft als solche Mitglied
dieser Organisationen, wenngleich in einigen Fällen und beson-
ders bei gemischter Zuständigkeit auch die Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft Mitglieder sein können.

Wenn es um Gutachten für Fischereien in Drittlandgewässern
geht, greift die Gemeinschaft, soweit möglich, auf Einschätzun-
gen zurück, die von regionalen Fischereiorganisationen erstellt
wurden. In vielen Fällen jedoch steht diese Information nicht
zur Verfügung, und die Kommission muss das betreffende
Fachwissen über den STECF, über einzelne Sachverständige
oder aber Expertenwissen in ihren eigenen Reihen beziehen.

4.2.5 Gutachten des Wissenschaftlich-technischen und wirtschaftli-
chen Fischereiausschusses (STECF)

Der STECF wurde eingesetzt, um die Kommission in wissen-
schaftlichen, technischen und wirtschaftlichen Fischereifragen
zu beraten. Er greift weitgehend auf denselben Experten-Pool
zurück wie der ICES: die Mitarbeiter nationaler Fischereifor-
schungsanstalten.

Der Ausschuss erstattet der Kommission Bericht, und seine
Mitglieder werden von der Kommission aus einem Kreis hoch
qualifizierter Sachverständiger auf wissenschaftlichem, tech-
nischem und wirtschaftlichem Gebiet ernannt. Die Mitglieder
des STECF sind in der Regel Mitarbeiter staatlicher Stellen,
mitunter aber auch Hochschulbeschäftigte.

Die Arbeit des STECF besteht hauptsächlich darin, Schreibtisch-
studien anzufertigen oder andere, häufig vom ICES vorgelegte
Arbeiten durchzusehen oder zu kompilieren. Der Ausschuss
selbst ist kaum direkt wissenschaftlich tätig. Die Kommission
hat allerdings in mehreren Fällen veranlasst, dass unter der
Schirmherrschaft des STECF Untergruppen eingesetzt wurden.
Die Mitglieder dieser Gruppen sind keineswegs immer STECF-
Mitglieder und zählten bei verschiedener Gelegenheit auch Teil-
nehmer aus Norwegen. Diese Gruppen leisten — gewöhnlich
zur Klärung spezifischer Anfragen der Kommission — innova-
tive Arbeit. Die Berichte dieser Gruppen werden vom STECF
geprüft.

In vielen Fällen sind die Mitglieder des STECF, besonders wenn
es sich um Biologen oder Fanggerätespezialisten handelt, auch
Mitglieder von Arbeitsgruppen oder anderen Gruppen des
ICES. Der STECF kann daher nicht gänzlich unabhängig vom
ICES handeln und die Mitwirkung im STECF bedeutet für seine
Mitglieder häufig eine zusätzliche und sich mitunter wieder-
holende Arbeitsbelastung. Dennoch tendieren die Mitgliedstaa-
ten dazu, die Ergebnisse des ICES durch den STECF überprüfen
zu lassen, besonders wenn es um strittige Fragen geht.

Der STECF legt der Kommission als Einziger auch wirtschaftli-
che Gutachten vor. Bisher bezog der Ausschuss seine Informa-
tionen auf diesem Gebiet hauptsächlich aus einem Forschungs-
vorhaben über die wirtschaftliche Einschätzung der EU-Fische-
reien, dessen Finanzierung jedoch nur noch bis Ende 2004
gewährleistet ist. Es müssen Mittel gefunden werden, dieses
wertvolle wirtschaftliche Instrument fortzuführen und weiter
auszubauen.

Den STECF-Mitgliedern werden von der Gemeinschaft lediglich
Reisekosten und Spesen für ihre Teilnahme an Sitzungen er-
stattet. Sie sind in dieser Zeit weiterhin Beschäftigte ihrer In-
stitute, stehen diesen aber nicht zur Verfügung. Aufgrund die-
ser Regelung kann der STECF nur in dem relativ geringen
Umfang tätig werden, der sich mit dem Entgegenkommen
der nationalen Fischereiinstitute vereinbaren lässt, und ist da-
raufhin nicht immer in der Lage, Arbeiten rechtzeitig fertig zu
stellen. Der STECF hat die Grenze dessen erreicht, was im
Rahmen dieser auf besagtes Entgegenkommen basierenden Re-
gelung möglich ist.

4.2.6 Ad-hoc-Expertentagungen

Gelegentlich lädt die Kommission Wissenschaftler ad hoc zu
internationalen Tagungen ein, um spezifische Fragen zu klären.
Tagungen dieser Art wurden z. B. einberufen, wenn mit Nor-
wegen eine Einigung über gemeinsame Bewirtschaftungsmaß-
nahmen erzielt werden musste. Auch regionale Fischereiorga-
nisationen wie die IBSFC und die NEAFC haben vergleichbare
Tagungen einberufen. Solche Tagungen sind jedoch nicht ge-
eignet, sich mit widerkehrenden Fragen zu befassen oder Rou-
tineuntersuchungen vorzunehmen. Auch sie greifen auf die
Arbeit und den Personalbestand der nationalen Fischereifor-
schungsanstalten zurück.
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(1) Der Wissenschaftliche Rat der Organisation für die Fischerei im
Nordwestatlantik (NAFO); der Ständige Ausschuss für Forschung
und Statistik (SCRS) bei der Internationalen Kommission für die
Erhaltung der Thunfischbestände im Atlantik (ICCAT); der Wissen-
schaftliche Rat der Kommission für die Erhaltung der lebenden
Meeresschätze der Antarktis (CCAMLR) zur wissenschaftlichen Ko-
ordinierung und Vorlage von Bestandsabschätzungen und Gutach-
ten; der Wissenschaftliche Beratende Ausschuss (SAC) der Allgemei-
nen Kommission für die Fischerei im Mittelmeer (GFCM).



4.2.7 Unterstützung durch die Forschungspolitik der Gemeinschaft

Mittel- und langfristig wird die Fischereipolitik der Gemein-
schaft durch das gemeinschaftliche Rahmenforschungspro-
gramm unterstützt. Bemühungen im Rahmen der Initiative
für den Europäischen Forschungsraum zielen darauf ab, die
Forschung nach dem Rahmenprogramm stärker auf die Erfor-
dernisse der Gemeinschaftspolitiken einschließlich der Fische-
reipolitik abzustimmen, in der Forschung gezieltere Schwer-
punkte zu setzen und mehr Kohärenz und Synergie zwischen
nationalen und gemeinschaftlichen Forschungsaktivitäten zu
gewährleisten. Diese Verbesserungen decken sich vollständig
mit den Zielen, die in dieser Mitteilung vorgestellt werden,
und dürften zu ihrer Verwirklichung beitragen.

4.3 Wissenschaftliches Fachwissen in der Kommission

In Ermangelung einer Reserveliste von Kandidaten, die ein all-
gemeines Auswahlverfahren bestanden haben, schließt das Ein-
stellungsverfahren der Kommission die dauerhafte Einstellung
von wissenschaftlichen Mitarbeitern aus. Folglich deckt die GD
Fischerei ihren Bedarf an Experten gegenwärtig über die Abord-
nung nationaler Sachverständiger (Stand April 2002: 2 ANS)
oder über Zeitverträge (Stand April 2002: 7 Bedienstete mit
Zeitverträgen). Diese Zahl von Fachexperten innerhalb der
Kommissionsdienststellen reicht nicht aus, um den Erfordernis-
sen eines Fischereimanagements für die gesamte Gemeinschaft
gerecht zu werden, was wiederum bedeutet, dass viele Manage-
mentvorschläge und -entscheidungen nicht den qualitativen
oder zeitlichen Ansprüchen genügen können.

4.4 Zusammenfassung der Probleme und mögliche Abhil-
femaßnahmen

In den vorausgegangenen Abschnitten wurden folgende Haupt-
probleme aufgezeigt:

— Die einschlägigen Beratungsgremien — ob nun ICES, STECF
oder andere Organisationen — sind dem wachsenden Be-
darf an wissenschaftlichen Gutachten nicht länger gewach-
sen, da sie ihrerseits auf bereits übermäßig beanspruchte
Mitarbeiter der nationalen Fischereiforschungsanstalten an-
gewiesen sind.

— Die Gemeinschaft (die die Gutachten auswertet und um-
setzt) und die nationalen Fischereiforschungsanstalten (die
über das Fachwissen verfügen) setzen nicht notwendiger-
weise dieselben Prioritäten. Tatsächlich gibt es zwischen
beiden nur indirekte Verbindungen.

— Der Abruf wissenschaftlichen Fachwissens wird zwischen
den Fischereiforschungsanstalten und den Stellen, die sie
finanzieren, zunehmend vertraglich geregelt. Die Erstellung
von Gutachten für die Gemeinschaft muss in diesen Ver-
einbarungen noch ihren Platz finden.

— Im Gegensatz zu den Mitgliedstaaten steht der Kommission
wissenschaftliches oder technisches Fachwissen kaum direkt
zur Verfügung.

— Der wachsende Bedarf an integrierten und stärker auf an-
dere Bereiche abgestimmten Gutachten, die dem Ökosys-

temansatz sowie ökologischen, sozialen und wirtschaftli-
chen Aspekten Rechnung tragen, lässt sich mit den bishe-
rigen Ressourcen, die die traditionellen Fischereiaspekte ab-
handeln, nicht mehr decken.

— Anzahl und Qualität wissenschaftlicher Gutachten lassen
sich nur steigern, indem mehr wissenschaftliches Personal
eingestellt wird und neue Wissenschaften gefördert werden.

Nach Auffassung der Kommission gibt es zwei entscheidende
Ansätze, um die jetzige Situation zu verbessern.

Der erste Ansatz besteht in einer Neugestaltung des Prozes-
ses, nach dem Gutachten erstellt werden, damit effizienter
auf den tatsächlichen Bedarf eingegangen wird. Dies erfordert
engere Verbindungen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft
und eine bessere fischereiwissenschaftliche Koordinierung in
der Gemeinschaft, indem vor allem vorrangige Aufgaben und
Erfordernisse klar definiert und die knappen Humanressourcen
gezielt hierfür eingesetzt werden. Gleichzeitig müssen die Ar-
beitsmethoden besser auf die Managementanforderungen abge-
stimmt werden als die derzeitigen Verfahren.

Der zweite Ansatz erfordert die verstärkte Bereitstellung von
Mitteln für eine bessere Qualität und eine raschere Vor-
lage von wissenschaftlichen Gutachten. Es müssen ausgiebi-
gere und zuverlässigere Daten gesammelt und mehr Fachkräfte
eingestellt werden, um die Daten auszuwerten und Gutachten
zu erstellen. Kurzfristig mag auf die bestehenden Institutionen
aufgebaut werden können, aber längerfristig müssen neue
Strukturen geschaffen werden, in denen die Zuständigkeiten
und die entsprechenden Mittel und Pflichten klar geregelt sind.

5. BESSERE RAHMENBEDINGUNGEN FÜR DIE ERSTELLUNG
VON GUTACHTEN

Wissenschaftliche Gutachten müssen generell stärker auf die
Anforderungen des Fischereimanagements abgestimmt werden.
In den nachstehenden Abschnitten wird untersucht, was durch
Änderung der jetzigen Verfahren gewonnen werden kann.

5.1 Stärkere Einbeziehung der Fischwirtschaft

Die Kommission schätzt das Wissen und die praktische Erfah-
rung der Akteure im Fischereisektor und wird sich im Rahmen
der regionalen Beratungsgremien darum bemühen, auf deren
fachliche Kompetenz zurückzugreifen. Diesen Gremien fällt
im Rahmen des wissenschaftlichen Beratungsprozesses eine
wichtige Rolle zu, da sie zusätzliche Informationen über Fische-
reitätigkeiten und Fischbestände liefern und darlegen können,
in welchen Bereichen dringend Handlungsbedarf besteht.

Die Kommission möchte den Fischereisektor nachdrücklich auf-
fordern, einschlägige Informationen direkt an die wissenschaft-
lichen Einrichtungen weiterzugeben und sich an der wissen-
schaftlichen Zusammenarbeit und der Datenerhebung zu betei-
ligen. Dies gilt auch für die Daten, die zur Einschätzung der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der EU-Fangflotten erforder-
lich sind. Außerdem könnte der Fischereisektor Vorschläge ma-
chen, welche Gebiete stärker erforscht und wo wissenschaftli-
che Gutachten erstellt werden sollten.
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Sinnvolle Maßnahmen in diesem Zusammenhang wären:

— Konsultationen zwischen Wissenschaftlern und der Fisch-
wirtschaft auf sektoraler oder regionaler Ebene und beson-
ders im Rahmen der von der Kommission vorgeschlagenen
regionalen Beratungsgremien;

— externe Überprüfungen der Lageeinschätzungen und Beur-
teilungen von Fischereien;

— Zusammenarbeit bei der Ausarbeitung mehrjähriger Bewirt-
schaftungspläne und der Regeln für die Festsetzung von
TAC oder Fischereiaufwandsregelungen.

5.2 Bessere Koordinierung von Fischereiforschung und
Gutachten

Eine bessere Koordinierung der wissenschaftlichen Aktivitäten
in der Gemeinschaft zur Unterstützung des Fischereimanage-
ments dürfte dazu beitragen, ein wissenschaftliches Beratungs-
system zu schaffen, das den Anforderungen dieses Manage-
ments besser gerecht wird. Hierdurch wiederum dürfte die Ef-
fizienz gesteigert und dadurch die Arbeitslast verringert wer-
den.

Weiterhin verbessern ließe sich die Effizienz nach Auffassung
der Kommission durch eine engere Koordinierung der Mitarbeit
der Gemeinschaft im ICES bei Fragen, die für die Durchführung
der gemeinsamen Fischereipolitik wichtig sind. Die Kommis-
sion schlägt hierzu unter anderem vor:

— eine regelmäßige Koordinierung zwischen den Kommis-
sionsdienststellen, den nationalen Fischereiverwaltungen
und den Leitern der Fischereiforschungsinstitute in den Mit-
gliedstaaten, um die vorrangigen Managementanforderun-
gen zu definieren und den Einsatz der notwendigen Mittel
zur Bewältigung dieser Anforderungen schon im Vorfeld zu
möglichen ICES-Beiträgen zu koordinieren und zu gewähr-
leisten;

— Koordinationssitzungen für die Gemeinschaftsdelegierten im
ICES und in anderen regionalen Wissenschaftsgremien zu
Themen, die in die Zuständigkeit der Gemeinschaft fallen;

— Erwägung einer vollen Mitgliedschaft der Gemeinschaft in
allen einschlägigen Organisationen für Fischereigutachten,
den ICES eingeschlossen.

Für alle regionalen Fischereiorganisationen ist es generell wich-
tig, dass die Gemeinschaft ihren wissenschaftlichen Beitrag gut
koordiniert, damit effizientes Arbeiten und die Erstellung un-
umstrittener Gutachten auf Konsensbasis gefördert werden. Die
Dienststellen der Kommission haben in vielen regionalen Fi-
schereiorganisationen die Koordinierungsaufgabe übernommen
und sollten dies auch weiterhin tun. Außerdem muss die Kom-
mission als entscheidendes Organ für die Umsetzung der Gut-
achten eingehend darüber unterrichtet sein, welche essenziellen
Fragen diesen Gutachten zugrunde liegen.

Die regionalen wissenschaftlichen Organisationen sind die
Hauptforen für die Koordinierung und Planung der meereswis-

senschaftlichen Forschung auf internationaler und regionaler
Ebene. Innerhalb der Gemeinschaft stellen die Rahmenpro-
gramme die Koordinierung der einzelnen Forschungspro-
gramme der Mitgliedstaaten und deren teilweise Finanzierung
aus dem Gemeinschaftshaushalt sicher.

5.3 Vorrangigkeit bestimmter wissenschaftlicher Auf-
gaben

Wissenschaftliche Gutachten könnten effizienter ausfallen,
wenn die Mittel auf die Themenbereiche konzentriert würden,
die für das Management von besonderem Interesse sind, wenn-
gleich dies mit dem Risiko einhergeht, dass die wissenschaftli-
che Arbeit aufgrund sektoraler Interessen in unproduktive Be-
reiche investiert wird. Verringert werden könnte der Druck in
einigen Bereichen durch folgende Maßnahmen:

— verstärkter Einsatz von Mitteln für Forschung und Daten-
erhebung bei hohem Gefahrenspotenzial und geringer Ein-
satz bei geringer Gefährdung;

— Anwendung vereinfachter Verfahren für die Erstellung von
Gutachten, wenn mehrjährige Bewirtschaftungspläne ange-
nommen wurden;

— weniger häufige Gutachten für Bestände, bei denen sich
jährliche Änderungen der Bestandsgröße nur schwer fest-
stellen lassen, wie dies derzeit bei Kaisergranat der Fall ist
(es ist wichtig, dass dieser Ansatz nur in Fällen gewählt
wird, in denen die Bestandsdynamik in Bezug auf die Ge-
nauigkeit der Abschätzungen relativ stabil ist);

— Entwicklung von Verfahren und Methoden, die es erlauben,
auf dringende Managementprobleme unmittelbar zu reagie-
ren.

Wenn Fischereien nachhaltig ausgeübt werden und demnach
Fischereiaufwand und Fangmöglichkeiten genau aufeinander
abgestimmt sind, wird der Bedarf an Gutachten für das Fische-
reimanagement zurückgehen. Um diesen Zustand zu erreichen,
setzt sich die gemeinsame Fischereipolitik unter anderem fol-
gende Ziele:

— mehrjährige Pläne mit langfristigen Vorsorge-Strategien;

— Regelungen zur Steuerung des Fischereiaufwands;

— Steuerung der Flottenkapazitäten im Einklang mit dem Pro-
duktionspotenzial der befischten Bestände.

Trotz der Möglichkeiten, den Druck ein wenig zu verringern,
dürfte der Bedarf an wissenschaftlichen Gutachten insgesamt
aber weiter steigen. Dies hängt nicht nur damit zusammen,
dass sich Bewirtschaftungsentscheidungen auf wissenschaftliche
Gutachten stützen müssen, sondern auch damit, dass die wis-
senschaftliche Basis auf ökologische, wirtschaftliche und soziale
Aspekte ausgedehnt werden muss. Fragen der öffentlichen Ge-
sundheit sowie Maßnahmen, die auf dem Ökosystemansatz
oder auf Flottenregelungen basieren, werden neue Anforderun-
gen an die Fischereiüberwachungs- und -beratungssysteme stel-
len.
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5.4 Klärung der Gutachter- und der Manageraufgaben

Eine der Schwierigkeiten bei vielen derzeit vorgelegten wissen-
schaftlichen Gutachten ist, dass die Arbeitsteilung zwischen
dem Wissenschaftler und dem Manager nicht immer klar ist.
Mitunter gründen sich wissenschaftliche Gutachten auf Prämis-
sen für politische Zielsetzungen, die in die Zuständigkeit des
Managers fallen, und wegen dieser politischen Prämissen wer-
den die Gutachten anfechtbar.

Es ist daher wichtig, dass bei der Anforderung von wissen-
schaftlichen Gutachten klarer vorgegeben wird, mit welchen
Hypothesen die Wissenschaftler arbeiten sollen. Hier sind min-
destens zwei Ansätze möglich.

Zum einen kann die zuständige Behörde ihre Managementziele
klar benennen und den Wissenschaftlern dadurch entspre-
chende „Auflagen“ machen. Diesen Ansatz könnte die Gemein-
schaft zum Beispiel bei der Einigung auf mehrjährige Bewirt-
schaftungspläne wählen, in denen Zielvorgaben etwa für die
Biomasse, die fischereiliche Sterblichkeit oder stabile Fang-
erträge festgesetzt werden könnten.

Zum anderen könnte die zuständige Behörde Gutachten zu
verschiedenen Bewirtschaftungsoptionen anfordern, bevor sie
sich für eine dieser Optionen entscheidet. In diesem Fall müss-
ten die Gutachter selbst die Hypothesen definieren, auf denen
solche Optionen beruhen, und die alternativen Strategien auf-
zeigen.

Generell müssen die Ausgangspositionen für politische Zielset-
zungen deutlicher definiert werden, sowohl bei der Anforde-
rung von wissenschaftlichen Gutachten durch die Gemeinschaft
als auch bei der Vorlage von Gutachten durch wissenschaftliche
Einrichtungen.

In beiden Fällen sollten die Fischwirtschaft und andere beteiligte
Gruppen wie in Abschnitt 5.1 beschrieben, bei der Formulie-
rung der Managementanforderungen mitwirken.

5.5 Schaffung eines reaktionsfähigeren institutionellen
Rahmens

Fischereimanager zeigen sich zunehmend besorgt über die
lange Zeit, die zwischen Anforderung und Vorlage wissen-
schaftlicher Gutachten vergeht. Es muss eine „schnelle Metho-
de“ zur raschen Beantwortung dringender Managementfragen
entwickelt werden. Eine solche Methode könnte die schnelle
Einsetzung von Ad-hoc-Gruppen zur Klärung spezifischer Pro-
bleme umfassen — erforderlichenfalls mit zusätzlicher Finan-
zierung. Die regionalen wissenschaftlichen Einrichtungen sind
derzeit kaum imstande, derart rasche Gutachten zu erstellen.
Ein wichtiger hemmender Faktor ist der Mangel an freien wis-
senschaftlichen Ressourcen für derartige Analysen: wissen-
schaftliche Schwerpunkte werden lange im Voraus geplant
und können nicht ohne weiteres umgestellt werden. Die Mög-
lichkeit, solche raschen Gutachten einholen zu können, ist eine
der Prioritäten der Kommission.

Durch Umorganisation allein allerdings wird es nicht gelingen,
sowohl die Qualität und den Erfassungsbereich von Gutachten
zu steigern als auch ihre Vorlage zu beschleunigen.

6. MEHR RESSOURCEN FÜR GUTACHTEN

Selbst wenn die wissenschaftliche Arbeit gezielter auf Probleme
konzentriert wird, die für das Fischereimanagement wichtig
sind, wird es aufgrund von Haushaltszwängen und anderen
Verpflichtungen auch weiterhin eine erhebliche Diskrepanz
zwischen der Anzahl benötigter Gutachten und den personellen
Kapazitäten der nationalen Fischereiforschungsanstalten geben.
Die Gemeinschaft muss prüfen, wie die wissenschaftliche Basis
besser unterstützt werden kann.

6.1 Bessere Datenerfassung und Fangstatistiken

Weitreichende Fehlmeldungen zu den Anlandungen in be-
stimmten Fischereien bringen ernsthafte Schwierigkeiten für
die Erstellung von wissenschaftlichen Gutachten mit sich. Aus
diesem Grund und für die Zwecke der Quotenverwaltung muss
die Genauigkeit der Angaben zu Anlandungen verbessert wer-
den. Bis dies erreicht ist, müssen die zuständigen Wissenschaft-
ler solche Angaben kritisch prüfen.

Die mit der Verordnung (EG) Nr. 1543/2000 des Rates einge-
führte gemeinschaftliche Rahmenregelung für die Erhebung
und Verwaltung der Daten, die zur Durchführung der gemein-
samen Fischereipolitik erforderlich sind, dürfte zu einer erheb-
lichen Verbesserung der fischereiunabhängigen biologischen
und wirtschaftlichen Daten führen und einen wesentlichen Bei-
trag zur Verbesserung der wissenschaftlichen Gutachten leisten.
Es sollte künftig möglich sein, die nach der Verordnung (EG)
Nr. 1543/2000 ebenso wie die nach der anstehenden Rahmen-
verordnung zusammengestellten Daten mit anderen Datenerhe-
bungsvorhabern zu verbinden, bei denen der Zustand der ma-
rinen Ökosysteme und der Druck auf die Meeresumwelt ge-
messen werden. Zu diesem Zweck müssen die einzelnen Daten-
erhebungsvorhaben koordiniert werden, damit eine gemein-
same Informationsinfrastruktur entstehen kann, die die Hinder-
nisse für den Zugriff auf öffentlich subventionierte Daten für
Bestandsabschätzungen und wissenschaftliche und technische
Gutachten aus dem Wege räumt. Eine solche Koordinierung
könnte im Rahmen der gemeinsamen Überwachungs- und Be-
wertungsstrategie erfolgen, die in der Mitteilung „Strategie zum
Schutz und zur Erhaltung der marinen Umwelt“ angesprochen
wird.

Allerdings ist es unwahrscheinlich, dass diese Programme die
Qualität und Zuverlässigkeit der Fangstatistiken in nennenswer-
tem Umfang beeinflussen werden, weil diese nach unterschied-
lichen Regelungen zusammengestellt werden, die Kontrollzwe-
cken dienen. Dieses Problem muss im Rahmen der Reform der
GFP dringend angegangen werden, weil offensichtlich der Ein-
druck herrscht, dass wissenschaftliche Gutachten fehlerhaft sein
müssen, weil die Bestandsabschätzungen auf offiziellen Statisti-
ken beruhen, die weithin als unzuverlässig gelten.

Die Kommission hat in ihrem Vorschlag für eine neue Rah-
menverordnung Maßnahmen für eine bessere Qualitätskon-
trolle der einzelstaatlichen Fangstatistiken aufgezeigt.
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6.2 Verbesserung der Wissenschaftsbasis und gezieltere
Abstimmung auf Managementprobleme

Die eigentliche Schwierigkeit liegt darin, dass es einfach nicht
genug Wissenschaftler gibt, um die Analysen und Gutachten zu
erstellen, die die Gemeinschaft im Rahmen der gemeinsamen
Fischereipolitik benötigt.

Grundsätzlich müssen mehr Ressourcen für die Fischereiwis-
senschaften bereitgestellt werden, und es muss gewährleistet
sein, dass für die Beratung der Gemeinschaft langfristig ausrei-
chend Ressourcen zur Verfügung stehen. Für Fischereiwissen-
schaften und Gutachten muss mehr Geld bereitgestellt werden.
Außerdem sind Verwaltungsstrukturen erforderlich, die der Tat-
sache gerecht werden, dass die Gemeinschaft fischereiwissen-
schaftliche Gutachten braucht und berechtigte Ansprüche an
die Ressourcen stellt.

6.2.1 Wichtigste Voraussetzungen für die Entwicklung von Fischerei-
gutachten

Es ist entscheidend, dass der Kommission Gutachten von Wis-
senschaftlern vorgelegt werden, die gut informiert, von ein-
wandfreiem Ruf und politisch unabhängig sind. Dies bedeutet:

Gut informiert: die Mitglieder wissenschaftlicher Beratungsgre-
mien sollten enge Kontakte zu den Gruppen haben, die mit der
Auswertung der Daten betraut sind. Sie sollten Teil interna-
tionaler Strukturen sein, die für die Analyse der Informationen
zuständig sind, und sollten an Arbeitsgruppen teilnehmen. Wis-
senschaftler sind in der Forschung tätig und erstellen Gutachten
für einzelstaatliche Verwaltungen. Grundsätzlich sollte nichts
dagegen einzuwenden sein, dass von der Kommission finan-
zierte Wissenschaftler (z. B.) für den ICES arbeiten und gleich-
zeitig Gutachten für die Kommissionsdienststellen anfertigen.

Einwandfreier wissenschaftlicher Ruf: der Ruf von Wissen-
schaftlern beruht auf ihren Lösungsbeiträgen zu Problemen
im Bereich der Fischereiwissenschaften. Die Mitglieder der Gut-
achtergremien sollten auf der Grundlage der geleisteten Bei-
träge ausgewählt werden und weiterhin ausreichend Gelegen-
heit haben, sich an wissenschaftlichen Arbeiten zu beteiligen.

Politisch unabhängig: in den meisten einzelstaatlichen Verwal-
tungen halten sich Wissenschaftler in der Regel vom adminis-
trativen und politischen Druck der nationalen Fischereifor-
schungsanstalten fern. Ist dies nicht der Fall, verlieren sie rasch
an Glaubwürdigkeit und Einfluss.

6.2.2 Abhilfemaßnahmen

Die Kommission ist zu dem Schluss gekommen, dass für die
wissenschaftlichen und technischen Fischereigutachten für die
Gemeinschaft mehr Personal erforderlich ist, um den Bedarf an
wissenschaftlichen Grundlagen zu decken.

Die Kommission prüft zurzeit praktische Möglichkeiten der
Einstellung und Finanzierung zusätzlicher Kräfte. Es bieten
sich vor allem zwei Optionen:

— Zahlung eines Honorars an einzelstaatliche Forschungs-
anstalten für ihre Beiträge zum STECF, damit sie die Anzahl
ihrer wissenschaftlichen Mitarbeiter erhöhen können;

— kurzfristige Verträge für Experten auf bestimmten Spezial-
gebieten, wenn dringend Gutachten benötigt werden.

Ein Finanzvolumen von 2,3 Mio. EUR ist hierfür vorgesehen
im Gemeinschaftshaushalt für 2003. Die Kommission wird
diese Mittel nutzen für Pilotaktionen auf dem Gebiet. Auf der
Grundlage der so gesammelten Erfahrungen und nach Beratun-
gen mit den maßgeblichen Parteien und Mitgliedstaaten wird
die Kommission im Verlauf des Jahres Vorschläge machen für
detaillierte Verfahren zur finanziellen Unterstützung für die
Verbesserung wissenschaftlicher Gutachten für den Zeitraum
2004 bis 2006.

6.2.3 Aufgaben

Die zusätzlichen Ressourcen würden vor allem in folgenden
Bereichen eingesetzt:

— Ausarbeitung von dringend benötigten Ad-hoc-Studien;

— technische Unterstützung für die Ausarbeitung von Be-
standserhaltungsregelungen;

— Vorbereitung der Sitzungen des STECF und der Berichte der
Arbeitsgruppen;

— technische Unterstützung für Verhandlungen mit Dritten;

— Verbesserung des wissenschaftlichen und technischen Dia-
logs mit dem Fischereisektor und anderen Beteiligten;

— Mitwirkung an wissenschaftlichen Entwicklungen;

— Prüfung und Bewertung wissenschaftlicher Berichte;

— Planung und Unterstützung von Forschungs- und Entwick-
lungsprojekten.

7. LÄNGERFRISTIGER ANSATZ

Die in Abschnitt 6 vorgeschlagenen kurzfristigen Verbesserun-
gen reichen nicht aus, um ein wissenschaftlich fundiertes Fi-
schereimanagement unter der Zuständigkeit der Gemeinschaft
zu gewährleisten. Zu den offensichtlichen Mängeln und Proble-
men gehören u. a.:

— wissenschaftliche Sachverständige, die in der GD Fischerei
arbeiteten, hätten wahrscheinlich Schwierigkeiten, sich wei-
terhin aktiv an der Wissenschaft zu beteiligen und wären
dadurch möglicherweise in ihrer Arbeit beeinträchtigt;

— kurzfristige Verträge würden vermutlich nicht zur Erweite-
rung des Expertenstamms beitragen (zusätzliche Ressourcen
der Kommission würden vermutlich eher als Ersatz für be-
stehende Ressourcen verwendet als für ihre Aufstockung);

— nach Auffassung einiger Mitgliedstaaten sind direkte Zah-
lungen der Gemeinschaft an nationale Fischereiforschungs-
anstalten für Arbeiten auf einem bestimmten Gebiet nicht
möglich;
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— die besten Sachverständigen sind in der Regel auf lange
Sicht ausgebucht und stehen nicht für Ad-hoc-Studien zur
Verfügung;

— kurzfristige Verträge mit Wissenschaftlern aus Mitgliedstaa-
ten, um die Kommission zu Themen im Interesse der Ge-
meinschaft zu beraten, können zu Interessenkonflikten füh-
ren.

Es sind grundlegende Änderungen erforderlich. Die Gemein-
schaft sollte die verschiedenen Optionen prüfen, auch wenn
diese Änderungen eine gewisse Vorbereitungszeit erfordern.
Möglicherweise sind diese Optionen auch nicht im Rahmen
der derzeitigen finanziellen Vorausschau zu verwirklichen.
Die Kommission ist der Auffassung, dass für eine langfristige
wissenschaftliche und technische Unterstützung der gemein-
samen Fischereipolitik eine feste institutionelle Struktur erfor-
derlich ist.

Die Kommission hat verschiedene Alternativen geprüft und
schlägt vor, zwei davon auf politischer Ebene zu erörtern.
Die eine besteht in der Stärkung der Rolle des ICES, so dass
er Gutachten von besonderem Interesse für die Gemeinschaft
erstellen kann, auch zu Fischereifragen außerhalb seines übli-
chen geografischen Wirkungskreises. Die andere wäre der Auf-
bau eigener Gemeinschaftskapazitäten für Untersuchungen und
Gutachten.

7.1 Stärkung der Rolle des ICES

Die Rolle des ICES könnte derart ausgebaut werden, dass er die
Gemeinschaft nicht nur in einem Teil, sondern über die ge-
samte Bandbreite des Fischereimanagements berät. Dies könnte
aus institutioneller Sicht einfacher sein, als die Errichtung eines
neuen Amts. Wichtigste Unterschiede gegenüber der derzeiti-
gen Lage:

— der ICES würde ein Team von Fischereiwissenschaftlern
beschäftigen, die für die meisten der in Abschnitt 6.2.3
beschriebenen Aufgaben zuständig wären und gegebenen-
falls durch Spezialisten aus den Mitgliedstaaten unterstützt
würden;

— der ICES würde zu einer größeren Themenpalette als bisher
gehört, mehr Bewertungen und Gutachten zu technischen
Maßnahmen wie Sperrgebieten oder der beschränkten Ver-
wendung von Fanggeräten abgeben und ein Schnellverfah-
ren für die Erstellung von Gutachten entwickeln. Um sämt-
liche Interessen der Gemeinschaft im Fischereibereich zu
decken, müsste der Auftrag des ICES um einige Fischereien
außerhalb des ICES-Regelungsbereichs erweitert werden.

Mögliche Nachteile dieses Ansatzes:

— Kommission und Mitgliedstaaten müssten den Beratungs-
prozess stärker koordinieren und überwachen;

— im ICES gibt es auch wichtige Mitglieder, die nicht der
Gemeinschaft angehören, und eine Einigung über die in-
terne Zuweisung der ICES-Ressourcen könnte vielleicht
nur schwer zu erzielen sein;

— der ICES wird vielleicht nicht bereit sein, sich für Gebiete
außerhalb seines Regelungsbereichs zuständig zu erklären,
etwa für das Mittelmeer, wo betroffene Mitgliedstaaten
nicht Mitglieder des ICES sind;

— der ICES wird eine bestimmte Zeit benötigen, um im Hin-
blick auf Fischereien in anderen Gebieten Fachwissen und
Glaubwürdigkeit zu erlangen;

— die Rollenverteilung zwischen „ICES im Auftrag der Ge-
meinschaft“ und anderen wissenschaftlichen Gremien wie
den wissenschaftlichen Ausschüssen der GFCM und der
NAFO müsste klar festgelegt werden.

Im Rahmen dieser Regelung wäre die Tätigkeit des STECF auf
zwei Gebiete beschränkt: Die Bereitstellung wirtschaftlicher
Gutachten und Daten einerseits, die Überwachung der Tätig-
keiten des ICES andererseits. Eventuell wäre der STECF auch für
Gutachten für das Mittelmeer zuständig.

7.2 Alternative Gemeinschaftslösungen

Eine Möglichkeit bestünde darin, ein neues wissenschaftliches
Gremium einzusetzen, dessen Hauptaufgabe die Bereitstellung
des Fachwissens wäre, das die Kommission braucht, um sicher-
zustellen, dass ihre Vorschläge und ihre Verhandlungen solide
wissenschaftlich fundiert sind. Es gibt mehrere Modelle für eine
solche Einrichtung, z. B. eine Europäische Agentur, ein Amt der
Kommission oder ein technisches Referat innerhalb des Ge-
meinsamen Forschungszentrums (einer Direktion der Kommis-
sionsdienststellen).

Eine solche Stelle würde die Unabhängigkeit der wissenschaft-
lichen Gutachten garantieren und der Gemeinschaft die erfor-
derliche fachliche Untermauerung ihrer Politiken liefern, aus
Mitteln des Gemeinschaftshaushalts und unter Schaffung zu-
sätzlicher langfristiger Stellen. Sie könnte als technisches und
wissenschaftliches Sekretariat des STECF fungieren.

Diese Einrichtung müsste nicht an einem einzigen Ort unterge-
bracht werden. Ihr Personal könnte auf mehrere kleine Ämter
in der Nähe (oder innerhalb) der einzelstaatlichen Forschungs-
stellen verteilt werden. Eine Zwischenlösung wäre die Schaf-
fung eines Netzwerks aus regionalen Zentren, die Meeres-
gebiete von gemeinsamem Interesse abdecken.

Die Kommission ist der Auffassung, dass diese Alternativen
eine breit angelegte Debatte mit Vertretern der Wirtschaft
und der Mitgliedstaaten verdienen. Sie wird eine solche Debatte
veranlassen, während die kurzfristigen Maßnahmen eingeführt
werden.

8. FAZIT

Es gibt nicht genug Wissenschaftler, um die Fischereimanager
der Gemeinschaft mit den erforderlichen Gutachten zu versor-
gen. In nächster Zeit werden sich neue Aufgaben im Zusam-
menhang mit den ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen
Aspekten von Fischereigutachten stellen.
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Eine bessere Koordinierung der wissenschaftlichen Tätigkeiten
und eine stärkere Konzentration auf die Managementanforde-
rungen können in einem ersten Schritt für mehr Effizienz sor-
gen. Deshalb wird die Kommission den Gemeinschaftsbeitrag
zur Fischereiforschung und zu Gutachten besser planen und
koordinieren; dies wird jedoch nicht ausreichen.

Darum wird die Kommission in einem zweiten Schritt mehr
Unterstützung für bestehende Einrichtungen und besonders den
STECF vorschlagen, indem einzelstaatliche Institute für die Ent-
sendung von Mitarbeitern in diesen Ausschuss finanziell ent-
schädigt werden. Außerdem wird die Kommission eine Liste
mit Sachverständigen erstellen, die kurzfristig Gutachten zu
besonderen Themen erstellen können.

Auf längere Sicht möchte die Kommission eine Debatte über
die Schaffung neuer Einrichtungen und Strukturen einleiten,

um zusätzliche Ressourcen für die Fischereiwissenschaften be-
reitzustellen und die Erstellung von Gutachten für die gemein-
same Fischereipolitik zu verbessern.

Aufgabe der Gemeinschaft ist die Bereitstellung:

— solider wissenschaftlicher Grundlagen für die neue gemein-
same Fischereipolitik;

— umfassender wissenschaftlicher Beiträge der Gemeinschaft
zur internationalen Fischereiforschung;

— ausreichender wissenschaftlicher Kapazitäten für die Bera-
tung der Entscheidungsträger zu anfallenden Fischereipro-
blemen.
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(Bekanntmachungen)

EUROPÄISCHES PARLAMENT

Im Amtsblatt der Europäischen Union C 47 E veröffentlichte Sitzungsprotokolle vom 11. bis 14.
und 20. März 2002

(2003/C 47/07)

Diese Texte sind verfügbar in:

EUR-Lex: http://europa.eu.int/eur-lex

CELEX: http://europa.eu.int/celex
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KOMMISSION

Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für indirekte FTE-Aktionen im Rahmen des spezi-
fischen Programms für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration über „Integra-

tion und Stärkung des Europäischen Forschungsraums“

(2003/C 47/08)

1. Gemäß dem Beschluss Nr. 1513/2002/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2002 über das
Sechste Rahmenprogramm der Europäischen Gemeinschaft
im Bereich Forschung, technologische Entwicklung und De-
monstration als Beitrag zur Verwirklichung des Europäi-
schen Forschungsraums und zur Innovation
(2002—2006) (1) nahm der Rat am 30. September 2002
eine Entscheidung über ein spezifisches Programm für For-
schung, technologische Entwicklung und Demonstration im
Bereich „Integration und Stärkung des Europäischen For-
schungsraums“ (2002—2006) (2) (nachstehend „spezifisches
Programm“ genannt) an.

Nach Artikel 5, Absatz 1 des spezifischen Programms nahm
am 9. Dezember 2002 die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften (nachstehend „die Kommission“ genannt)
als Grundlage für die Durchführung des spezifischen Pro-
gramms ein Arbeitsprogramm (3) (nachstehend „das Arbeits-
programm“ genannt) mit den genauen Zielen sowie wissen-
schaftlichen und technologischen Prioritäten und einem
Zeitplan für deren Umsetzung an.

Nach Artikel 9, Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
2321/2002 des Europäischen Parlaments und Rates vom
16. Dezember 2002 über die Regeln für die Teilnahme
von Unternehmen, Forschungszentren und Hochschulen so-
wie für die Verbreitung der Forschungsergebnisse zur Um-
setzung des Sechsten Rahmenprogramms der Europäischen
Gemeinschaften (2002—2006) (4) (nachstehend „Regeln für
die Teilnahme und Verbreitung“ genannt) fordert die Euro-
päische Kommission hiermit zur Einreichung von Vorschlä-
gen für indirekte FTE-Aktionen im Rahmen des spezifischen
Programms auf.

2. Der vorliegende Vorschlag für indirekte FTE-Aktionen um-
fasst diesen allgemeinen Teil sowie die in dem Anhang
näher beschriebenen spezifischen Bedingungen. Dieser An-
hang weist insbesondere für jede Aufforderung auf Informa-
tionen bezüglich der Einreichungsfristen für Vorschläge für
indirekte FTE-Aktionen, ein vorläufiges Datum für den Ab-

schluss der Bewertungen, die vorläufigen Mittelzuweisungen,
die betreffenden Instrumente und Gebiete, die Kriterien für
die Bewertung von Vorschlägen für indirekte FTE-Aktionen,
die Mindestteilnehmerzahl und sonstige in Frage kommende
Beschränkungen hin.

3. Natürliche oder juristische Personen, die nach den Regeln
für die Teilnahme und Verbreitung und nach Artikel 114,
Absatz 2 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des
Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für
den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf-
ten (5) teilnehmen können und die nicht unter eine der in
den Regeln für die Teilnahme und Verbreitung enthaltenen
Ausschlussklauseln fallen (nachstehend „die Antragsteller“
genannt), werden hiermit aufgefordert, Vorschläge für indi-
rekte FTE-Aktionen entsprechend den Regeln für die Teil-
nahme und Verbreitung und den Bedingungen der betref-
fenden Aufforderung bei der Kommission einzureichen.

Die Europäische Gemeinschaft verfolgt eine Politik der
Chancengleichheit. In diesem Zusammenhang werden
Frauen besonders ermutigt, entweder Vorschläge für indi-
rekte FTE-Aktionen einzureichen oder an ihrer Einreichung
mitzuwirken.

4. Die Kommission stellt den Antragstellern für diese Auffor-
derung einen Leitfaden für Antragsteller zur Verfügung, der
Informationen zur Vorbereitung und Einreichung von Vor-
schlägen für indirekte FTE-Aktionen enthält. Dieser Leitfa-
den ebenso wie das Arbeitsprogramm und weitere Informa-
tionen zu dieser Aufforderung sind bei der Europäischen
Kommission unter folgenden allgemeinen Anschriften er-
hältlich:

Europäische Kommission
NEST Information Desk
Generaldirektion Forschung
B-1049 Brüssel
E-Mail-Adresse: rtd-nest@cec.eu.int
Web: www.cordis.lu/nest

5. Vorschläge für indirekte FTE-Aktionen sollten vorzugsweise
elektronisch eingereicht werden, entweder auf CD-ROM
oder auf Diskette. Vorschläge für indirekte FTE-Aktionen
können auch unter Verwendung der eigens mit dem Leitfa-
den für Antragsteller verbreiteten Formblätter vorbereitet
werden (nachstehend als „auf Papier“ bezeichnet).

DEC 47/18 Amtsblatt der Europäischen Union 27.2.2003

(1) ABl. L 232 vom 29.8.2002, S. 1.
(2) ABl. L 294 vom 29.10.2002, S. 1.
(3) Kommissionsentscheidung K(2002) 4789, aktualisiert in der Kom-

missionsentscheidung K(2003) 577; beide nicht veröffentlicht.
(4) ABl. L 355 vom 30.12.2002, S. 23. (5) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1.



Sobald das Programm für die elektronische Einreichung von
Vorschlägen (EPSS) verfügbar ist, können Vorschläge für
indirekte FTE-Aktionen offline vorbereitet oder online einge-
reicht werden (6). Das EPSS-Programm wird auf der Cordis
Webseite www.cordis.lu zugänglich sein.

6. Vorschläge für indirekte FTE-Aktionen, die eingereicht wer-
den auf CD-ROM, Diskette oder auf Papier, müssen der
Kommission unter der nachstehenden und als solcher aus-
gewiesenen Anschrift zugehen:

Europäische Kommission
FP6 — Forschungsvorschlag
(Kennung der Aufforderung: FP6-2003-NEST-A)
B-1049 Brüssel.

Bei Zustellung von Hand oder durch Vertreter (einschließ-
lich privater Kuriere (7)) muss die nachstehende und als sol-
che ausgewiesene Anschrift verwendet werden:

Europäische Kommission
FP6 — Forschungsvorschlag
(Kennung der Aufforderung: FP6-2003-NEST-A)
Rue de Genève, 1
B-1140 Brüssel.

In beiden Fällen müssen Vorschläge, die per CD-ROM oder
Diskette eingereicht werden, im selben Umschlag eine iden-
tische Fassung auf Papier enthalten.

Vorschläge, die für indirekte FTE-Aktionen auf CD-ROM
oder Diskette eingereicht werden und die unvollständig (8)
oder unlesbar (9) sind oder die Viren enthalten, werden von
der Bewertung ausgeschlossen, falls eine Fassung auf Papier
nicht mit eingereicht worden ist.

Vorschläge für indirekte FTE-Aktionen können online (10)
über die Cordis-Web-Seite www.cordis.lu eingereicht wer-
den.

Vorschläge für indirekte FTE-Aktionen, die online einge-
reicht werden und die unvollständig (11) oder unlesbar (12)
sind oder die Viren enthalten, werden von der Bewertung
ausgeschlossen.

Vorschläge für indirekte FTE-Aktionen, die auf Papier einge-
reicht werden und die unvollständig (13) sind, werden von
der Bewertung ausgeschlossen.

Vorschläge für indirekte FTE-Aktionen, die per E-Mail (14)
oder per Telefax eingereicht werden, werden von der Be-
wertung ausgeschlossen.

7. Vorschläge für indirekte FTE-Aktionen müssen die Kommis-
sion vor Ablauf der in der Aufforderung ausgewiesenen
Einreichungsfrist (Datum und Uhrzeit) erreichen. Vorschläge
für indirekte FTE-Aktionen, die der Kommission später zu-
gehen, werden von der Bewertung ausgeschlossen. Sollte
dies in der betreffenden Aufforderung vorgesehen sein, wer-
den verspätet eingereichte Vorschläge im Rahmen späterer
Bewertungen Berücksichtigung finden.

8. Im Falle aufeinander folgender mehrfacher Einreichung eines
Vorschlags im selben Format wird die Kommission nur die
zuletzt vor der in der Aufforderung ausgewiesenen Einrei-
chungsfrist erhaltene Fassung prüfen.

Sollte ein und derselbe Vorschlag für eine indirekte FTE-Ak-
tion auf Papier und in elektronischem Format (CD-ROM,
Diskette, online) eingereicht werden, wird die Kommission
nur den in elektronischer Fassung eingereichten Text prüfen.

9. Beim gesamten Schriftverkehr zu der Aufforderung (z. B. bei
Nachfragen oder bei Einreichung eines Vorschlags für eine
indirekte FTE-Aktion) ist unbedingt die Kennung der Auf-
forderung anzugeben.
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(6) Zur Information: Das Programm für die offline-Vorbereitung von
Vorschlägen für indirekte FTE-Aktionen wird voraussichtlich frühes-
tens im Februar 2003 erhältlich sein. Das Programm für online-
Vorbereitung und Einreichung von Vorschlägen für indirekte FTE-
Aktionen wird voraussichtlich ungefähr zur selben Zeit erhältlich
sein.

(7) Telefonnummer des Empfängers für Kurierdienste: (32-2)
295 58 75 (Mr J-C Debouvere).

(8) Alle Vorschläge für indirekte FTE-Aktionen müssen zwei Teile ent-
halten: die Formblätter (Teil A) und den Inhalt (Teil B).

(9) Vorschläge für indirekte FTE-Aktionen müssen in den Formaten
PDF („portable document format“, Version 3 oder höher mit einge-
betteter Schrifttype) oder RTF („rich text format“) eingereicht wer-
den.

(10) Siehe Fußnote 6.
(11) Siehe Fußnote 8.
(12) Siehe Fußnote 9.
(13) Siehe Fußnote 8.
(14) Dies gilt nicht für Vorschläge für indirekte FTE-Aktionen, die on-

line eingereicht wurden.



ANHANG

1. Spezifisches Programm: „Integration und Stärkung des Europäischen Forschungsraums“

2. Tätigkeit: „Planung im Vorgriff auf den künftigen Wissenschafts- und Technologiebedarf“

3. Titel der Aufforderung: Neue und sich abzeichnende wissenschaftliche und technologische Entwicklungen (Auf-
forderung mit 2 Fristen)

4. Aufforderungskennnummer: FP6-2003-NEST-A

5. Datum der Veröffentlichung: 27. Februar 2003

6. Datum, ab dem Vorschläge eingereicht werden können: 1. April 2003. Es wird dringend empfohlen, die Vorschläge
spätestens 3 Wochen vor der Einreichungsfrist voranzumelden.

7. Fristen für die Einreichung der Vorschläge: 14. Mai 2003 um 17.00 Uhr (Ortszeit Brüssel); 22. Oktober 2003 um
17.00 Uhr (Ortszeit Brüssel) (1)

8. Gesamte vorläufige Mittelzuweisung: 28 Mio. EUR

9. Bereiche und Instrumente:

Bereich Instrumente (*)

Insight STREPS, CAs

Adventure STREPS

Unterstützungsmaßnahmen SSAs

(*) STREP = specific targeted research project (spezielles gezieltes Forschungsprojekt); CA = coordination action (Koordinierungs-
maßnahme); SSA = specific support action (Maßnahme zur gezielten Unterstützung).

10. Mindestteilnehmerzahl (2):

Instrument Mindestzahl

STREPs und CAs 3 unabhängige Rechtspersonen aus 3 verschiedenen MS
oder AS mit mindestens 2 MS oder ACC

Maßnahmen zur gezielten Unterstützung 1 Rechtsperson aus 1 MS oder AS

11. Teilnahmebeschränkung: Keine

12. Konsortialvereinbarungen: Teilnehmer an RTD-Maßnahmen sind im Rahmen dieser Aufforderung nicht verpflichtet,
eine Konsortialvereinbarung abzuschließen, obgleich solche Vereinbarungen sehr empfohlen werden.

13. Bewertungsverfahren:

— Die Bewertung wird gemeinsam von Gutachtern (Fernverfahren) und Expertengremien, die in Brüssel zusam-
mentreten, vorgenommen.

— Für Vorschläge für STREPs ist ein zweistufiges Verfahren für die Einreichung vorgesehen:

— Zunächst wird ein Projektvorentwurf von höchstens 5 Seiten eingereicht, in dem die Hauptziele, die
Methodik und die Gründe für die vorgeschlagene Tätigkeit dargelegt sind. Projektvorentwürfe werden
anonym bewertet.

— Ist der Projektvorentwurf erfolgreich, werden die Antragsteller aufgefordert, einen vollständigen Vorschlag
einzureichen (3). Die vollständigen Vorschläge werden nicht anonym bewertet.
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(1) Diese Aufforderung soll ab 2004 erneut veröffentlicht werden mit Einreichungsfristen ungefähr alle 6 Monate, um eine regelmäßige
Bewertung zu gewährleisten.

(2) MS = Mitgliedstaaten der EU; AS (einschließlich ACC) = assoziierte Staaten; ACC: associated candidate countries (assoziierte Bewer-
berländer).

(3) Im Prinzip bis zur nächsten Einreichungsfrist.



— Vorschläge für CAs und SSAs sind als vollständige Vorschläge zu unterbreiten. Vollständige Vorschläge werden
nicht anonym bewertet.

— Fristen für die Einreichung der Vorschläge: 14. Mai 2003 um 17.00 Uhr (Ortszeit Brüssel); 22. Oktober 2003
um 17.00 Uhr (Ortszeit Brüssel).

14. Bewertungskriterien: Zu den Kriterien und Mindestpunktzahlen für die einzelnen Projektarten und Instrumente für
STREPs und CAs siehe Abschnitt 8.2.4 des Arbeitsprogramms. SSAs werden anhand der Kriterien in Anhang B des
Arbeitsprogramms bewertet.

15. Vorläufige Bewertungs- und Auswahlfristen:

— Ergebnisse der Bewertung von Projektvorentwürfen: 3 Monate nach der jeweiligen Einreichungsfrist,

— Ergebnisse der Bewertung von vollständigen Vorschlägen: 3 Monate nach der jeweiligen Einreichungsfrist,

— Vertragsunterzeichnung: die ersten Verträge zu dieser Aufforderung dürften etwa 7 Monate nach der Einrei-
chungsfrist für die Bewertung der vollständigen Projekte wirksam werden.

DE27.2.2003 Amtsblatt der Europäischen Union C 47/21


	Inhalt
	Euro-Wechselkurs
	Mitteilung der Kommission im Rahmen der Durchführung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates (1)
	Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss (Sache COMP/M.3029 — Société Générale/AIHL Europe) (1)
	Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss (Sache COMP/M.3031 — Burda/HDP/Catherine Nemo) (1)
	Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache COMP/M.3088 — Duferco/Sorral/Beautor) — Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall (1)
	Mitteilung der Kommission — Verbesserung der wissenschaftlichen und technischen Gutachten für das Fischereimanagement der Gemeinschaft
	Im Amtsblatt der Europäischen Union C 47 E veröffentlichte Sitzungsprotokolle vom 11. bis 14. und 20. März 2002
	Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für indirekte FTE-Aktionen im Rahmen des spezifischen Programms für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration über "Integration und Stärkung des Europäischen Forschungsraums"

